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Vorwort 
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veröffentlichte Literatur und Rechtsprechung berücksichtigt werden. Der Ver-
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Vertragsnormen wird durch Zusätze in eckigen Klammem hingewiesen. 

Meinem Doktorvater, Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfga'1g Graf Vitzthum, LL.M., 
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"gemeineuropäischen Verfassungsrecht", einen eigenen Ansatz zu entwickeln. 

Weiterer Dank gebührt Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas Oppermann filr die Über-
nahme des Zweitgutachtens. Ihm verdanke ich durch die Teilnahme an einem 
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Herzlich danke ich auch der New York University fiir die großzügige finan-
zielle und ideelle Unterstützung. Das Hauser-Scholarship 1997 ermöglichte mir 
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Einführung: Die Forderung nach einer 
Verfassunggebung für Europa 

1. Die Idee europäischer Einigungs- und Friedenspläne läßt sich in Ansätzen 
bis in das 14. Jahrhundert zurückverfolgen, als sich das mittelalterliche Welt-
bild mit seinen eher dynastischen Einheitsvorstellungen aufzulösen begann 1. 

Diese frühen Vorschläge zielten jedoch meist auf staatenbündische Konzepte2• 

Erst ab dem 19. Jahrhundert kam es vermehrt zur Forderung nach einer födera-
len Staatenunion als Gegenmodell zu einem Europa der Nationalstaaten. Sol-
chen föderalen Projekten lag dabei oft die Idee einer "europäischen Verfas-
sung" als Grundlage überstaatlicher Bindung der Nationalstaaten zugrunde; so 
verlangten etwa Claude Henri de Saint-Simon und Augustin Thierry 1815, an-
läßlich des Wiener Kongresses: 

"Jede Vereinigung der Völker bedarf, wie jede Vereinigung von Menschen, gemein-
schaftliche Anstalten, bedarf einer Gliederung; sonst wird Alles durch die Gewalt 
entschieden. Wollen, daß Europa durch Verträge und Kongresse im Friedens-
Zustande sey, heißt wollen, daß ein gesellschaftlicher Körper durch Konventionen 
und Vergleiche bestehe; ... Europa (würde) die bestmögliche Verfassung haben ... , 
wenn alle Nationen, die es in sich faßt, jede von einem Parlament regieret würden, 
und wenn diese die Obergewalt eines allgemeinen Parlaments anerkennten, welches 
Ober alle National-Regierun:ren gestellt, und mit der Macht versehen wäre, ihre 
Streitigkeiten zu schlichten." 

Auf dem Wiener Kongreß kam es freilich nicht zur Verwirklichung dieser 
Einheitsprojekte, sondern zur Wiederherstellung und Stärkung der National-
staaten. Die Idee "Vereinigter Staaten von Europa,,4 blieb Utopie. Erst 140 Jah-

1 So Capotorti / Hilf / Jacobs / Jacque: Der Vertrag zur GrUndung der Europäischen 
Union, 1986, S. 17; vgl. hierzu Foerster: Europa, Geschichte einer politischen Idee-
Mit einer Bibliographie von 182 Einigungsplänen aus den Jahren 1306 bis 1945, 1967. 

2 Dies gilt insbesondere rur die bekanntesten Einigungspläne von AbM de Saint Pier-
re (Memoire pour rendre la paix perpetuelle en Europe, 1713) und Immanuel Kant (Zum 
ewigen Frieden, 1795). 

3 Claude Henri de Saint-Simon und Augustin Thierry: Von dem Wiederaufbau der 
europäischen Staaten-Gesellschaft, 1815, nachgewiesen bei Lützeler: Europa - Analysen 
und Visionen der Romantiker, 1982, S. 283 (286/292). 

4 Die Forderung nach "Vereinigten Staaten von Europa" wurde während des 19. 
Jahrh,underts immer wieder von der "Ligue Internationale Permanente de la Paix" und 
ihrem Präsidenten Charles Lemonniers erhoben (dargestellt von Wehberg: Ideen und 
Projekte betr. die Vereinigten Staaten von Europa in den letzten 100 Jahren (1941), 
1984, S. 24 ff.). Die 1923 in Wien von Coudenhove-Kalergi gegrUndete Pan-euro-
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re später, nach der Erfahrung verheerender Weltkriege und der Gefahr eines 
Verfalls Europas in die Bedeutungslosigkeit, hatte die Vision einer rechtlich ge-
sicherten europäischen Einigung wieder eine Chance. Heute, am Ende des 20. 
Jahrhunderts, ist sie als vielleicht letztes politisches Ideal übriggeblieben. 

Die Forderung, Europa eine Verfassung zu geben, ist Teil der "Europäischen 
Idee"; immer wieder hat es Vorschläge filr eine "verfassungsartige" Systemati-
sierung und Festschreibung des zugrundeliegenden Primärrechts gegeben; seit 
1945 lassen sich drei Hauptphasen europäischer Verfassungsinitiativen fest-
stellen: zunächst zu Beginn der europäischen Einigung in den frühen filnfziger 
Jahrens, eine zweite Phase ab Mitte der siebziger Jahre, angesichts der nach 
dem Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und Irlands drohenden Stagnation6 

und, drittens, die erneuten Initiativen im Vorfeld des Maastrichter EU-Vertrags 
sowie während der Regierungskonferenz 1996/19977• Insbesondere das Euro-

päische Bewegung übte ebenfalls auf die Politik der zwanziger Jahre und auf die Wie-
dergeburt der Europäischen Bewegung nach 1945 Einfluß aus. 

5 Zu nennen sind insbesondere der Verfassungsentwurf der Ad-hoc-Kornrnission vom 
10.3.1953 (abgedruckt bei SchwarzelBieber (Hrsg.): Eine Verfassung für Europa, 1984, 
S.397), nach dem Scheitern der EVG der französische Fouchet-Plan vom 15.3.1962 
und der Gegenentwurf der Delegationen der fünf anderen Mitgliedstaaten (synoptisch 
abgedruckt bei SchwarzelBieber (Hrsg.): Eine Verfassung für Europa, 1984, S. 435). 

6 Über den Kornrnissionsbericht vom 26.6.1975 (BulI. EG, Beilage 5/1975) und den 
Tindemanns-Bericht vom 29.12.1975 (BulI. EG, Beilage 1/1976) kam es am 14.2.1984 
zu einer engagierten Verfassungsinitiative des Europäischen Parlaments (der nach sei-
nem Initiator benannte Spinelli-Entwurf). Etwa zeitgleich (am 26.9.1983) schlug die 
EVP-Fraktion des Europäischen Parlaments einen Alternativentwurf vor. Wenngleich 
sich diese Entwürfe nicht durchsetzen konnten, beeinflußten sie jedoch die pragmati-
schere Initiative der Außenminister Genscher und Colombo zur Weiterentwicklung des 
Primärrechts, welche letztlich zur Verabschiedung der EEA führte. 

7 Von 1989 bis 1994 setzte sich der Institutionelle Ausschuß des Parlaments mit der 
erneuten Initiative zu einer europäischen Verfassung auseinander; es kam zu mehreren 
Entschließungen des Plenums des Europäischen Parlaments: Entschließungen vom 
12.4.1989 (AbI. C 1989/120, S.51), 11.7.1990 (AbI. C 1990/231, S. 91), 22.11.l990 
(AbI. C 1990/324, S. 219) und 12.12.1990 (AbI. C 1991119, S. 65). Schließlich arbeitete 
der Institutionelle Ausschuß einen vollständigen Verfassungsentwurf aus und legte ihn 
am 10.2.1994 dem Plenum des Parlaments vor (BR-DR 182/94). Die in Art. N [48] Ab-
satz 2 EUV vorgesehene "VertragsüberprUfungskonferenz" 1996 gab erneut Anlaß, In-
itiativen zur Bereinigung des europäischen Primärrechts vorzuschlagen. In diesem Zu-
sammenhang stehen insbesondere die Vorschläge der "Europäischen Strukturkornrnissi-
on" unter Werner Weidenfeld (Europa '96 - Reformprogramm für die Europäische Uni-
on, in ders.: Reform der Europäischen Union, 1995, S. 11), das sogenannte Schäuble I 
Lamers-Papier der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (teilweiser Abdruck in F AZ vom 
8.9.1994) und der integrationskritische Vorschlag der "European Constitutional Group", 
eine Arbeitsgemeinschaft europäischer Wirtschaftsprofessoren (F AZ vom 28.8.1993, 
S. 11; NZZ vom 4.15.6.1994, S. 29). Das Europäische Parlament setzte sich in einer 
Entschließung vom 17.5.1995 nochmals mit der Frage einer Reform der Verträge im 
Rahmen der Regierungskonferenz auseinander (EuGRZ 1995, S.323). Eine Arbeits-
gruppe des Generalsekretariats des Europäischen Parlaments (Task-force "Regierungs-
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päische Parlament versuchte mehrfach durch ausgearbeitete Vorschläge einen 
Prozeß europäischer Verfassunggebung in Gang zu setzen. Doch sahen sich 
auch andere europäische Institutionen, politische Entscheidungsträger der Mit-
gliedstaaten, unabhängige Gruppen und selbst PrivatleuteB zu Verfassungsent-
würfen aufgerufen. Dies zeigt, daß es sich bei dieser Frage um mehr handelt, als 
um ein akademisches "Glasperlenspiei" oder den verzweifelten Versuch eines 
einfluß losen Parlaments, nennenswerte Zuständigkeiten zu erlangen9 . Ein Ende 
der "unendlichen Geschichte" europäischer Verfassungsinitiativen ist daher 
nicht abzusehen. 

2. Den dargestellten Verfassungsinitiativen lag meist die Auffassung zugrun-
de, die bisherige vertragliche Grundlage der europäischen Einigung sei mangel-
haft oder dem Stand der Integration nicht mehr angemessen. Oft vermischen 
sich daher die Forderungen nach europäischer Verfassunggebung mit inhaltli-
chen Reformansätzen; es wird erhoffi:, über Verfassunggebung politisch-
funktionale Mängel des Primärrechts ausgleichen zu können. So wie im 19. 
Jahrhundert die Idee der staatlichen Verfassungsordnung mit der Forderung 
nach Herstellung eines bürgerlichen Rechtsstaats vermengt wurde 10, werden 
auch europäische Verfassungsinitiativen mit der Notwendigkeit einer grundle-
genden Reform der europäischen Ordnung begründet: 

Mit europäischer Verfassunggebung soll der tiefen Akzeptanzkrise der Uni-
on begegnet werden, denn nur im Wege einer grundlegenden Reform der euro-
päischen Verträge könnten die strukturellen Defizite der europäischen Ordnung 
beseitigt werden. Bereits die Anzahl der Gemeinschaftsverträge, noch mehr 
aber deren redaktionelle Verschachtelung und terminologische Konfusion in der 
Benennung der Europäischen Organe lälune den Umgang mit dem Gemein-

konferenz") erstellte einen "Entwurf eines konsolidierten Vertrages über die Europäi-
sche Union", mit dem die verschiedenen vertraglichen Grundlagen des bisherigen Pri-
märrechts zu einem einheitlichen und vereinfachten Dokument zusammengefaßt werden 
sollen (EP Arbeitsdokumente W-17/rev.). Eine ähnliche redaktionelle Vereinheitlichung 
des geltenden Primärrechts legte am 21.9.1996 - ebenfalls im Auftrag des Europäischen 
Parlaments (Appel d'oft're No. IV/95/59 vom 7.9.1995) - das Robert-Schuman-Center 
des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz vor (EUIIRSC: Rapport pour le Parle-
ment europeen). 

8 Neben den dargestellten Vorschlägen etwa die Initiativen von Cromme (Verfas-
sungsvertrag der Gemeinschaft der Vereinigten Europäischen Staaten - Ein realistischer 
Entwurf, 1987) und Koch (Das Ende des Selbstbetrugs: Europa braucht eine Verfas-
sung, 1997). 

9 So aber Möschel: Europäische Integration am Wendepunkt? Perspektiven nach 
Maastricht, WiSt 1994, S. 123 (129). 

10 Wie Carl Schmitt darstellt, war der Verfassungsbegriff stets ein "Kampfbegriff"; 
nur eine den jeweiligen politischen Forderungen entsprechende Verfassung wurde als 
"wahre Verfassung" anerkannt (Verfassungslehre (1928), 1993, S. 36-41 und 43). 
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